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Vorlage

für die Sitzung des Senats

am 18. Juni 2013
Vorkaufsrecht Tanklager Farge
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft – Stadtbürgerschaft)
A. Problem

Die Abgeordneten Klaus-Rainer Rupp, Claudia Bernhard und die Fraktion DIE LINKE haben für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) folgende Anfrage an den Senat gestellt:

       Vorkaufsrecht Tanklager Farge
1. Ist es richtig, dass Bremen ein Vorkaufsrecht für das Gebiet des Tanklagers Farge gehabt hätte?
2. Wenn ja, zu welchem Preis hätte Bremen das Gebiet des Tanklagers kaufen können?
3. Welche Vorteile und welche Nachteile hätte ein Erwerb dieser Liegenschaft nach Einschätzung des Senats gehabt? 

B. Lösung

Frage 1



Ist es richtig, dass Bremen ein Vorkaufsrecht für das Gebiet des Tanklagers Farge 
gehabt hätte?
Frage 2

Wenn ja, zu welchem Preis hätte Bremen das Gebiet des Tanklagers kaufen können?

       Antwort auf Frage 1+ 2:
Für die Fläche des Tanklagers Farge steht weder dem Land noch der Stadtgemeinde Bremen ein Vorkaufsrecht zu. Die Voraussetzungen nach den §§ 24 und 25 BauGB sowie nach § 32 BremNatG liegen nicht vor. 
Der Bund führt Verkaufsverhandlungen mit privaten Interessenten.

Unabhängig von gesetzlichen Vorkaufsrechten bietet der Bund den Kommunen in derartigen  Fällen  den ersten Zugriff an. Der Kaufpreis würde sich nach dem dann zu ermittelnden Verkehrswert des Tanklagers bestimmen. Ein Interesse an einem Erwerb auf diesem Wege ist seitens Bremen nicht geltend gemacht worden.  

Frage 3

Welche Vorteile und welche Nachteile hätte ein Erwerb dieser Liegenschaft nach Einschätzung des Senats gehabt? 


Antwort auf Frage 3

Der Senat sieht kein öffentliches Interesse an einem Erwerb des Tanklagers. 
C. Alternativen


Keine.
D.
Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung


Keine finanziellen, personalwirtschaftlichen und gender-relevanten Auswirkungen.
E.
Beteiligung und Abstimmung

Der Antwortentwurf ist mit dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen und der Senatskanzlei abgestimmt. Die Abstimmung mit dem Senator für Umwelt, Bau und Verkehr ist eingeleitet worden.
F.
Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entgegen.
G. Beschlussvorschlag

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Finanzen vom 12. Juni 2013 dem Entwurf einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE der Bremischen Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) zu.

